Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 639 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 —A 0213 — 1/58 


Bonn, den 5. November 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben 
im 1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 


Gemäß § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung überreiche ich 
die Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgaben für das 1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
im Betrage von 10 000 DM und darüber. 


Etzel 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
im Betrage von 10000 DM und darüber 
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06 20 
apl. 530 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


") 50 000,— 


Mietvorauszahlung in Form eines Darlehns zur Anmietung 
eines Lagergeländes in Bonn-Dransdorf 


Nach dem Mietvertrag muß der Vermieterin ein Darlehn 
in Höhe von 150 000 DM gewährt werden, damit sie die 
Baulichkeiten auf dem Grundstück instandsetzen kann. Der 
Betrag wurde im Rechnungsjahr 1957 bei der gleichen Haus- 
haltsstelle außerplanmäßig zur Verfügung gestellt und sollte 
in 3 gleichen Raten im Zuge des Fortschreitens der Instand- 
setzungsarbeiten ausgezahlt werden. Wegen Verzögerung 
der Arbeiten konnte die 3. Rate nicht mehr im Rechnungs- 
jahr 1957, sondern mußte im Rechnungsjahr 1958 gezahlt 
werden. 


Die außerplanmäßige Ausgabe ist 

a) lunabweisbar, da eine vertragliche Bindung vorliegt, und 

b) unvorhergesehen, da nicht mit der Verzögerung der 
Arbeiten gerechnet wurde. 

Einsparung bei Kap. 06 20 Tit. 603. 


08 04 
apl. 
829 (1) 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


*) 42 423,80 


Neubau eines Forstdienstgebäudes für die Revierförsterei 
Kalkbusch in Böhringen Kr. Münsingen 


Für den Neubau eines Forstdienstgebäudes für die Revier- 
försterei Kalkbusch sind im Rechnungsjahr 1957 außerplan- 
mäßig 63 000 DM bewilligt worden. Von diesen Mitteln 
konnten wegen der ungünstigen Witterung nur 20 756,20 DM 
verbraucht werden. Der Rohbau ist fertiggestellt. Da ange- 
nommen wurde, daß das Bauvorhaben im Rechnungsjahr 
1957 fertiggestellt und abgerechnet werden kann, sind Mittel 
hierfür im Haushaltsplan 1958 nicht veranschlagt. Für die 
Fertigstellung des Neubaues sind im Rechnungsjahr 1958 
unabweisbar 42 423,80 DM erforderlich. 
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Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. Der Titel wird 
später mitgeteilt. 
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Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 1 946 500, — 50 200, — Betrieb der Fischereischutzboote 

Mehr für Reparaturarbeiten an dem Fischereischutzboot 
„Meerkatze". Die Arbeiten waren neben den Werftarbeiten, 
für die im Haushaltsplan 1958 35 000 DM veranschlagt sind, 
dringend notwendig. Die Mehrausgabe war nicht vorherzu- 
sehen, da das Boot sich in dauerndem Einsatz befand und die 
erforderliche Schiffsbesichtigung erst im April 1958 statt- 
finden konnte. Die Mehrausgabe war aus Gründen der 
Schiffssicherheit unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 585 b). 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 03 
apl.yi4 


In der sowjetischen Besatzungszone werden seit dem 5. Mai 
1958 Wasserstraßenbenutzungsgebühren erhoben. Sie be- 
tragen für Güterschiffe 3 DM je t Tragfähigkeit und für 
Schlepper 2 DM je PS-Leistung. Es schweben Verhandlungen 
zwischen einer Delegation des BMV und Vertretern der 
SBZ, daß die Verordnung über die Gebühren wieder aufge- 
hoben wird und die SBZ statt dessen vom Bund als Aus- 
gleich für etwaige durch den Bau einer Staustufe bei Geest- 
hacht (Elbe) eintretende Schäden eine Abfindung erhält. 

Die Schiffer sind nicht in der Lage, die Wasserstraßenbenut- 
zungsgebühren selbst zu tragen. Um die Versorgungslage 
von Berlin (West) nicht zu gefährden und den Binnenschiffs- 
verkehr aufrechtzuerhalten, sollen die Gebühren vom Bund 
übernommen werden. Eine spätere Anrechnung auf die der 
SBZ zu zahlende Entschädigung bleibt Vorbehalten. 

Im Berlinverkehr und im Verkehr Hamburg-Mittelland- 
kanal-übriges Bundesgebiet werden monatlich etwa 
2 000 000 DM Wasserstraßenbenutzungsgebühren anfallen. 
Zunächst ist hierfür ein Betrag von 4 000 000 DM außerplan- 
mäßig zur Verfügung gestellt worden. 

Einsparung in Höhe von 410 000 DM bei Kap. 12 10 Tit. 308 
und Tit. 533. 1 230 000 DM sind durch entsprechende Mehr- 
einnahmen bei Kap. 12 01 Tit. 45 und Kap. 12 03 Tit. apl. 46 
gedeckt. Für den noch ungedeckten Betrag von 2 360 000 DM 
wird die Einsparungsstelle im Laufe des Rechnungsjahres 
bestimmt. 


*) 4 000 000, — Übernahme der im Verkehr zwischen der Bundesrepublik 
und Berlin (West) sowie zwischen Hamburg und dem übri- 
gen Bundesgebiet (Elbe-Mittellandkanal) in der sowjetischen 
Besatzungszone erhobenen Wasserstraßenbenutzuiigsgebüh- 
ren 
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Einzelplan 40 — 

- Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

40 04 

— 

1 78 285,77 

Kosten der Umsiedlung von Heimatvertriebenen und der 


apl. 310 Auswanderung von Kriegsfolgenhilfeempfängern 

Nach § 21 a des Ersten Uberleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193) werden vom Rechnungs- 
jahr 1955 ab die Aufwendungen der Umsiedlung von Hei- 
matvertriebenen und der Auswanderung von Kriegsfolge- 
hälfeempifängern durch Pauschbeträge abgegolten. 

Im Bereich des Regierungsbezirks Nordbaden sind im Rech^ 
nungsjahr 1954 Aufwendungen für die Umsiedlung von 
Heimatvertriebenen und für die Auswanderung von Kriegs- 
folgenhilfeempfängern in Höhe von 78 285,77 DM entstan- 
den. Die Zahlung und Buchung ist vor dem 1. April 1955 
erfolgt; die Verrechnung mit dem Bund ist dagegen aus 
verwaltungstechnischen Gründen bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht mehr möglich gewesen. 

Die außerplanmäßige Ausgabe ist unabweisbar, da das Land 
einen rechtlich begründeten Anspruch auf die Erstattung 
dieser Aufwendungen durch den Bund hat. 

Einsparung bei Kap. 40 03 Tit. 960. 
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